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Der Weg zum
einheitlichen Euro-
Zahlungsverkehrs-
raum

In der Europ�ischen Union (EU) wurden

im Jahr 2003 circa 57 Milliarden unbare

Transaktionen get�tigt. Davon entfie-

len fast 75% auf die L�nder des Euro-

Raums. Durch den einheitlichen Euro-

Zahlungsverkehrsraum (Single Euro

Payments Area: SEPA), an dem seit 2002

in der Folge der Euro-Einf�hrung gear-

beitet wird, sind hier langfristig erheb-

liche praktische und strukturelle �nde-

rungen zu erwarten. Davon werden

auch die Banken, Unternehmen und

Verbraucher in Deutschland, einem der

gr�ßten Zahlungsverkehrsm�rkte in Eu-

ropa, betroffen sein. F�r die Bundes-

bank sind die SEPA-Entwicklungen in

verschiedener Hinsicht von großem In-

teresse: Sie soll als integraler Bestand-

teil des Europ�ischen Systems der Zent-

ralbanken (ESZB) das reibungslose

Funktionieren der Zahlungsverkehrs-

systeme f�rdern und hat nach § 3

BBankG den gesetzlichen Auftrag, f�r

die bankm�ßige Abwicklung des Zah-

lungsverkehrs zu sorgen. Dar�ber hi-

naus tritt sie als Dienstleisterin im Inter-

banken-Zahlungsverkehr und f�r staat-

liche Stellen auf. Der folgende Beitrag

informiert �ber die Zielsetzungen des

SEPA, den aktuellen Diskussionsstand

sowie m�gliche Auswirkungen.

Ausgangslage im europ�ischen

Massenzahlungsverkehr

Dem unbaren Zahlungsverkehr kommt im

Wirtschaftskreislauf eine besondere Bedeu-
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tung zu. In den alten EU-Mitgliedstaaten

(EU-15) werden j�hrlich mehr als 57 Milliar-

den unbare Transaktionen durch Verbraucher

und Unternehmen mittels �berweisung, Last-

schrift, Karten- oder Scheckzahlung (sog.

Massenzahlungsverkehr) abgewickelt. Allein

auf Deutschland entf�llt dabei ein Anteil von

fast 25%.

Seit der Einf�hrung des Euro im Jahr 1999 und

insbesondere seit der Verf�gbarkeit der ge-

meinsamen Euro-Noten und -M�nzen im Jahr

2002 steht den 310 Millionen B�rgerinnen

und B�rgern im Euro-Raum zwar eine einheit-

liche W�hrung zur Verf�gung. Die M�rkte f�r

Massenzahlungen innerhalb des Euro-Raums

sind aber noch stark national gepr�gt. Die

Strukturen in den jeweiligen L�ndern sind

�ber Jahrzehnte historisch gewachsen und

wurden dabei auf l�nderspezifische Beson-

derheiten, wie beispielsweise die jeweilige

Bankenstruktur, zugeschnitten. Auch liegen

ihnen unterschiedliche Zahlungsgewohnhei-

ten zu Grunde. Diese zeigen sich zum einen

in einer unterschiedlichen Nutzungsfrequenz.

W�hrend in Finnland, den Niederlanden und

�sterreich im Jahr 2003 jeder Einwohner

mehr als 215 unbare Transaktionen t�tigte,

lag der entsprechende Wert in Spanien, Ita-

lien und Irland unter 100; Deutschland be-

legte mit 162 unbaren Transaktionen einen

Mittelplatz. Darin d�rfte sich auch eine relativ

hohe Bargeldpr�ferenz in Deutschland wider-

spiegeln. Zum anderen zeigt die Nutzungs-

struktur in Europa erhebliche Unterschiede: In

Deutschland dominieren �berweisungen und

Lastschriften, andere L�nder, wie zum Beispiel

Frankreich, sind traditionell stark vom Scheck

gepr�gt. Bemerkenswert ist allerdings, dass in

nahezu allen L�ndern der EU w�hrend der

letzten Jahre ein deutlicher Anstieg der Zah-

lungen mit Kredit- (u.a. MasterCard, Visa,

American Express, Diners Club) und Debitkar-

ten (in Deutschland das ec-cash-System) zu

verzeichnen war.

Die Entwicklungen im Massenzahlungsver-

kehr f�hrten auch zu unterschiedlichen tech-

nischen Standards f�r den Zahlungsaustausch

sowie zu verschiedenen Infrastrukturen f�r

die Zahlungsabwicklung. In vielen L�ndern

existieren zentrale „Automatisierte Clearing-

h�user“ (ACH), die auf nationaler Ebene den

Zahlungsaustausch zwischen den einzelnen

Instituten abwickeln. Allein in der EU-15 gibt

es zw�lf solcher ACHs, die t�glich zwischen

100 000 (Griechenland) und 44 Millionen

Zahlungen (Frankreich) abwickeln. In einigen

Mrd.

Anzahl der Transaktionen in 2003
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Unbarer Zahlungsverkehr
in der EU-15

Quelle: EZB.
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L�ndern dominiert jedoch der bilaterale Zah-

lungsaustausch zwischen großen Kopfstellen

des Kreditgewerbes, im Fall Deutschlands er-

g�nzt um die gruppenspezifischen Gironetze

sowie den Elektronischen Massenzahlungs-

verkehr (EMZ) der Bundesbank f�r nicht an-

derweitig einbezogene Banken und Zahlun-

gen. Insgesamt hat sich das Effizienz- und

Kostenniveau der Zahlungsabwicklung in den

verschiedenen europ�ischen L�ndern unter-

schiedlich entwickelt. Die Abwicklung des

deutschen Zahlungsverkehrs ist auf Grund

der Struktur des Bankensektors st�rker de-

zentral gepr�gt. Gleichwohl weist er eine

sehr hohe Effizienz auf. Dies zeigt sich unter

anderem auch daran, dass die weitaus meis-

ten Zahlungen durchg�ngig automatisiert

�ber die gesamte Zahlungskette abgewickelt

werden k�nnen.

Entwicklung im europ�ischen

Zahlungsverkehr

Die Entwicklung des europ�ischen Zahlungs-

verkehrs wird ganz entscheidend von der

wirtschaftlichen Integration Europas gepr�gt.

Insbesondere die Schaffung eines europ�i-

schen Binnenmarkts, der zur vollen Entfal-

tung ad�quate Mechanismen zur Zahlungs-

abwicklung voraussetzt, wurde von der EU-

Kommission zum Anlass genommen, Verbes-

serungen zun�chst im grenz�berschreitenden

EU-Zahlungsverkehr zu fordern. Studien der

EU-Kommission aus den neunziger Jahren

kamen zu dem Ergebnis, dass Laufzeiten und

Geb�hren in diesem Segment deutlich h�her

lagen als im nationalen Bereich. Einer der

Gr�nde hierf�r war der geringe Anteil grenz-

�berschreitender EU-Zahlungen am gesam-

ten Zahlungsverkehr der Banken; nach Sch�t-

zungen betr�gt er in Deutschland auch heut-

zutage nur – je nach Institutsgruppe – zwi-

schen 0,3% und 2%. Dieses geringe Auf-

kommen f�hrt zu verh�ltnism�ßig hohen

Kosten f�r die Abwicklung grenz�berschrei-

tender Zahlungen mittels spezieller Verfah-

ren. Die EU hatte zun�chst versucht, mit der

so genannten �berweisungsrichtlinie 97/5/EG

vom 21. Januar 1997 durch mehr Transpa-

renz �ber die Abwicklungskonditionen Ver-

besserungen zu erreichen.

Nachdem sich aber abzeichnete, dass auch

nach Einf�hrung des Euro keine Verbesserung

im gew�nschten Umfang eintreten w�rde,

entschloss sich die EU zum Erlass der so ge-

nannten Preisverordnung 2560/01. Danach

Stand 2003
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d�rfen unter anderem f�r elektronische Zah-

lungsvorg�nge und �berweisungen bis

12 500 3 (ab 1. Januar 2006 bis 50 000 3) in

oder aus anderen EU-Staaten keine h�heren

Entgelte berechnet werden als f�r vergleich-

bare Inlandszahlungen. Bei �berweisungen

ist dar�ber hinaus die Angabe der Internatio-

nalen Kontonummer (International Bank Ac-

count Number: IBAN) des Empf�ngers sowie

der Internationalen Bankleitzahl (Bank Identi-

fier Code: BIC) der beg�nstigten Bank durch

den Kunden notwendig. Diese Normenvor-

gabe soll eine vollautomatisierte Abwicklung

der Zahlungen erm�glichen. Die Preisverord-

nung setzte mit ihrem erw�nschten „Preis-

druck“ einen starken Anreiz zur Schaffung

kosteng�nstigerer Verfahren f�r die Abwick-

lung grenz�berschreitender Euro-Zahlungen

innerhalb der EU. So wurde im Jahr 2003 das

STEP2-System der EBA (Euro Banking Associa-

tion) in Betrieb genommen, �ber das preisver-

ordnungskonforme �berweisungen zwischen

allen EU-L�ndern ausgetauscht werden k�n-

nen. Außerdem f�hrte die Preisverordnung zu

einer deutlichen Verringerung der Geb�hren

im grenz�berschreitenden Zahlungsverkehr.

Zum Beispiel werden bei Verf�gungen im EU-

Ausland mittels Kredit- oder Debitkarte keine

gesonderten Entgelte mehr berechnet. Wei-

terhin legen von der EU-Kommission beauf-

tragte Studien die Vermutung nahe, dass die

Preisverordnung nicht zu einem Anstieg der

Inlandspreise gef�hrt hat. Beobachtete Preis-

steigerungen – beispielsweise bei beleghaft

erteilten und deshalb vergleichsweise arbeits-

intensiven Auftr�gen – seien eher auf das ge-

stiegene Kostenbewusstsein der Banken und

auf ohnehin notwendige Investitionen zu-

r�ckzuf�hren. Einzig die in einigen L�ndern

beobachtete Einf�hrung oder Erh�hung von

Geb�hren f�r die Benutzung bankfremder

Geldautomaten k�nne m�glicherweise pri-

m�r der Preisverordnung zugerechnet wer-

den. Unabh�ngig von diesen skizzierten Wir-

kungen verst�rkt die von der EU gew�hlte

Vorgehensweise eine Quersubventionierung

des Auslands- durch den Inlandszahlungsver-

kehr und f�hrt statt zu einer Angleichung

eher zu einer Festigung der betr�chtlichen

Unterschiede im Geb�hrenniveau der euro-

p�ischen L�nder.

Seit rund drei Jahren arbeitet die EU-Kommis-

sion zudem an einem einheitlichen Rechtsrah-

men f�r den europ�ischen Zahlungsverkehr,

mit dem Ziel, die f�r die Zahlungsabwicklung

relevanten nationalen Gesetzesbestimmun-

gen zu harmonisieren. Der Vorschlag f�r

�bersicht �ber vorgesehene
Regelungen der Richtlinie �ber
Zahlungsdienste im Binnenmarkt

�nderungen im Bankenaufsichtsrecht
„Zahlungsinstitute“ als neue Kategorie von Zah-
lungsdienstleistern
– Festlegung von Zulassungsverfahren und

Mindestanforderungen
– Keine Erlaubnis zur Durchf�hrung des Ein-

lagengesch�fts und der Ausgabe elektroni-
schen Geldes

Informationspflichten der Zahlungsdienstleister
– Erh�hte Transparenz durch umfassende

Informationspflichten zu Konditionen und
Vertragsbedingungen f�r Zahlungsdienste

Rechtsvereinheitlichung in der Zahlungsver-
kehrsabwicklung
– Einf�hrung des Begriffs der „autorisierten

Zahlung“
– Haftungsbegrenzung f�r Nutzer bei nicht-

autorisierten Zahlungen
– Regelungen f�r die R�ckerstattung von Zah-

lungen
– Festlegung von Ausf�hrungszeiten und

Wertstellungsdaten
– Haftung des Zahlungsdienstleisters f�r die

Ausf�hrung angenommener Zahlungen

Deutsche Bundesbank

Neuer Rechts-
rahmen f�r den
europ�ischen
Zahlungs-
verkehr
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diese Richtlinie �ber Zahlungsdienste im Bin-

nenmarkt wurde mittlerweile ver�ffentlicht,

mit einer Verabschiedung wird im n�chsten

Jahr gerechnet. Einige der angestrebten Re-

gelungen sind allerdings noch umstritten, so

die Forderung nach sehr kurzen und damit

kostentr�chtigen Ausf�hrungszeiten f�r alle

Zahlungen, unabh�ngig von deren Eilbed�rf-

tigkeit.

Zielsetzungen des SEPA

Mit der Schaffung eines einheitlichen Euro-

Zahlungsverkehrsraumes soll die heutige

Fragmentierung im europ�ischen Zahlungs-

verkehr �berwunden werden. Damit w�rde

in Europa ein gemeinsamer Markt entstehen,

in dem grenz�berschreitende und nationale

Euro-Zahlungen gleichermaßen einfach, kos-

teng�nstig und sicher abgewickelt werden

k�nnen. Verbraucher und Unternehmer

m�ssten k�nftig nicht mehr zwischen natio-

nalen und grenz�berschreitenden Euro-Zah-

lungen innerhalb der EU unterscheiden und

k�nnten geeignete Dienstleister f�r die Ab-

wicklung ihres Zahlungsverkehrs europaweit

aussuchen. Heute k�nnen die Nutzer in der

Regel f�r die Abwicklung ihres Zahlungsver-

kehrs nur zwischen den Anbietern im jewei-

ligen Heimatland w�hlen. Zudem ist bei

grenz�berschreitenden Gesch�ften die Nut-

zung des Lastschriftverfahrens normalerweise

nicht m�glich.

Geographisch soll sich das Zielgebiet des

SEPA auf alle L�nder der EU-25 erstrecken

und auch den Euro-Zahlungsverkehr der wei-

Deutsche Bundesbank

Geographische Dimension des
einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraumes (SEPA)

Quelle: EZB und Eurostat.
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teren EWR-Staaten1) sowie der Schweiz um-

fassen. Dabei besteht allerdings Einigkeit,

dass sich die Verwirklichung des SEPA prim�r

auf den Euro-Raum konzentrieren muss.

Wenngleich sich mit dem SEPA auch der

grenz�berschreitende Handel beleben sollte,

d�rfte sein Hauptvorteil in einem zunehmen-

den – grenz�berschreitenden – Preis- und

Leistungswettbewerb zwischen den Anbie-

tern von Zahlungsverkehrsdienstleistungen

liegen. Auch k�nnte die B�ndelung von Ab-

wicklungsvolumina auf weniger Anbieter zu

Skaleneffekten und damit Kostenreduktionen

f�hren.

Stand der Arbeiten zum SEPA

Erstmals im Jahr 2002 hatte das europ�ische

Kreditgewerbe in einem Weißbuch seine Ab-

sicht erkl�rt, bis zum Jahr 2010 einen einheit-

lichen Zahlungsverkehrsraum in Europa zu

schaffen. Zur Steuerung dieser Aktivit�ten

wurde ebenfalls im Jahr 2002 der Europ�i-

sche Zahlungsverkehrsrat (European Pay-

ments Council: EPC) gegr�ndet. Seit dem

Jahr 2004 verf�gt er �ber eine eigene for-

melle Charta. Der EPC hat zurzeit 64 Mitglie-

der aus 27 europ�ischen L�ndern; neben den

europ�ischen Bankenverb�nden sind vor al-

lem nationale Bankenverb�nde sowie große

Kreditinstitute vertreten. Der Großteil der

SEPA-Arbeiten wird in sechs speziellen Ar-

Deutsche Bundesbank

Gremienstruktur des Europäischen Zahlungsverkehrsrates (EPC)

Quelle: EPC. — 1 Operations, Infrastructure, and Technology Standards.
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beitsgruppen geleistet. Das deutsche Kredit-

gewerbe begleitet die Anstrengungen durch

eine nationale „Spiegelung“ der EPC-Gre-

mienstruktur im Rahmen des Zentralen Kre-

ditausschusses (ZKA).

Zwischenzeitlich hat der EPC auch den Zeit-

plan f�r den SEPA in einer gemeinsamen

Erkl�rung (Crowne-Plaza-Erkl�rung) konkreti-

siert. Demnach werden ab dem Jahr 2008

Banken parallel zu den nationalen Instrumen-

ten im Euro-Raum neue paneurop�ische Zah-

lungsinstrumente anbieten, die sowohl f�r

grenz�berschreitende als auch f�r nationale

Transaktionen eingesetzt werden k�nnen. Im

Wege einer marktgetriebenen Migration soll

f�r diese paneurop�ischen Instrumente bis

zum Jahr 2010 eine „kritische Masse“ er-

reicht werden; die Integration der europ�i-

schen Zahlungsverkehrslandschaft h�tte dann

einen irreversiblen Stand erreicht.

Der EPC konzentriert sich auf die Entwicklung

von drei paneurop�ischen Zahlungsverfahren:

SEPA-�berweisung, SEPA-Lastschrift und

SEPA-Kartenzahlung. Diese drei Zahlungs-

instrumente dominieren den unbaren Zah-

lungsverkehr in nahezu allen EU-L�ndern.

Wenngleich bei der Entwicklung der SEPA-

Zahlungsverfahren durch Erarbeitung ent-

sprechender Rahmenwerke (Rulebooks) in

den letzten Jahren erhebliche Fortschritte er-

reicht wurden, konnten die Arbeiten wegen

des anhaltenden Diskussionsbedarfs im euro-

p�ischen Kreditgewerbe noch nicht abge-

schlossen werden.

Bereits heute existiert mit der „EU-Standard-

�berweisung“ ein standardisiertes Verfahren

zur Abwicklung von preisverordnungskonfor-

men Euro-�berweisungen bis 12 500 3 (ab

1. Januar 2006 bis 50 000 3) in andere EU-

Staaten. Der EPC beabsichtigt, diesen Stan-

dard auszubauen und f�r alle SEPA-�berwei-

sungen anzuwenden. Der Beg�nstigte muss

danach durch IBAN und BIC identifiziert wer-

den. Die �berweisungsdauer von der Auf-

tragsannahme bis zur Gutschrift auf dem

Konto des Empf�ngers darf maximal drei

Tage betragen – unabh�ngig davon, ob der

Empf�nger sein Konto im Inland oder im EU-

Ausland unterh�lt. K�rzere Abwicklungszei-

ten sind jedoch m�glich und in einzelnen L�n-

dern heute schon Realit�t. Auch wird der EPC

bei seinen weiteren Arbeiten die nunmehr

von der EU-Kommission geforderte eint�gige

Abwicklungszeit zu ber�cksichtigen haben.

Ab 2008 soll die SEPA-�berweisung auch op-

tional f�r nationale Zahlungen genutzt wer-

den. Als Zwischenschritt wird das Kreditge-

werbe bei grenz�berschreitenden EU-�ber-

weisungen ab 2006 grunds�tzlich nur noch

Auftr�ge entgegennehmen, die IBAN und BIC

des Beg�nstigten enthalten. Nach Ablauf

einer einj�hrigen �bergangsfrist k�nnen Ban-

ken die Ausf�hrung solcher �berweisungen

ohne Angabe von IBAN und BIC ablehnen.

Schon fr�hzeitig hatte sich der EPC gegen

eine Harmonisierung der verschiedenen na-

tionalen Lastschriftverfahren und f�r die Ent-

wicklung eines v�llig neuen SEPA-Lastschrift-

verfahrens (SEPA Direct Debit Scheme: SDD)

entschieden. Aus deutscher Sicht wird das

SDD – nach dem aktuellen Diskussionsstand

im EPC – viele vom deutschen Einzugser-

m�chtigungsverfahren bekannte Elemente

enthalten. So ist vorgesehen, dass der Zah-

Zeitplan f�r die
Errichtung des
SEPA

Entwicklung
der paneuro-
p�ischen
Zahlungs-
verfahren
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lungspflichtige dem Gl�ubiger der Zahlung

ein so genanntes Mandat erteilt, auf dessen

Grundlage der Gl�ubiger den Einzug der Zah-

lung veranlasst. Auch wird dem Zahlungs-

pflichtigen bei unberechtigten Einz�gen wei-

terhin ein Widerspruchsrecht einger�umt. Im

Vergleich zur heutigen Situation in Deutsch-

land werden sich aber auch zahlreiche Neue-

rungen ergeben. So sind die Mandatsdaten

an das Kreditinstitut des Zahlungspflichtigen

durchzuleiten. Ferner m�ssen alle SEPA-Last-

schriften mit einem F�lligkeitsdatum versehen

werden, wobei die Lastschrift im Regelfall be-

reits zwei Tage vor F�lligkeit bei der Bank des

Zahlungspflichtigen vorliegen muss; bei erst-

maligem Einzug sowie bei Einmallastschriften

erh�ht sich diese Frist auf f�nf Tage. Mit die-

sem Vorlauf soll es dem Kreditinstitut des

Zahlungspflichtigen erm�glicht werden, sei-

nen Kunden Zusatzleistungen (z.B. eine Pr�-

fung des Mandats) anzubieten. Auf Grund

der strikten Terminvorgaben d�rfte sich das

SDD weniger f�r Einmaleinz�ge eignen und

wegen der zwingenden Formerfordernisse

– jedes Mandat muss die Unterschrift des

Zahlungspflichtigen tragen – auch bei Bezahl-

vorg�ngen im Internet eher eine l�ngerfristige

Kundenbeziehung voraussetzen. Zudem w�re

zu erw�gen, das SDD um eine mit dem deut-

schen Abbuchungsverfahren vergleichbare

Variante zu erg�nzen, die letztlich eine Wi-

derspruchsm�glichkeit des Zahlungspflich-

tigen ausschließt. Dadurch k�nnte spezifi-

schen Anforderungen im Gesch�ftsverkehr

zwischen Unternehmen nach einer fr�hen

Endg�ltigkeit des Zahlungsvorgangs entspro-

chen werden.

Bereits im September dieses Jahres hat der

EPC ein Rahmenwerk f�r SEPA-Karten verab-

schiedet, das darauf abzielt, jede Kredit- oder

Debitkarte europaweit verwenden zu k�n-

nen. Systeme mit ausschließlich nationaler

Ausrichtung soll es dann nicht mehr geben.

Diese Zielsetzung ist nur durch eine weit ge-

hende technische Standardisierung erreich-

bar, die zum Beispiel H�ndlern die Akzeptanz

jeder SEPA-Karte mit einem einzigen Terminal

erm�glicht. Dazu ist eine umfassende Stan-

dardisierung vorhandener Schnittstellen er-

forderlich. Das Rahmenwerk zu SEPA-Karten

enth�lt nur in sehr geringem Umfang Aussa-

gen zum Prozess und den konkreten Inhalten

dieser Standardisierung. Auf diesen Gebieten

sind in den n�chsten Monaten fortgesetzte

Anstrengungen der Kreditwirtschaft erforder-

lich.

Strategisch kann das Ziel des SEPA-weiten

Einsatzes von Karten auf unterschiedliche

Weise erreicht werden. F�r ein heutiges na-

tionales Debitkartensystem wie die deutsche

ec-Karte kommen zum Beispiel folgende

Handlungsoptionen in Frage:

– direkte Vertr�ge mit Banken/Kartenunter-

nehmen im europ�ischen Ausland,

– bilaterale Verbindung zu Kartensystemen

in anderen europ�ischen L�ndern oder

– Kooperationen (Co-branding) mit interna-

tional operierenden Systemen (vor allem

MasterCard und Visa).

Die Wahl einer solchen Strategie beziehungs-

weise eines Strategiemixes sollte jedem An-

SEPA-Karten
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bieter selbst �berlassen werden. Kurzfristig

k�nnten Kostenvorteile dabei vor allem durch

bilaterale Verbindungen zwischen effizienten,

heute schon erfolgreich operierenden Debit-

kartensystemen auf nationaler Ebene zu er-

zielen sein. Solche Allianzen d�rfen allerdings

nicht dadurch behindert werden, dass insbe-

sondere die Betreiber internationaler Karten-

systeme eine Kooperation mit diesen Anbie-

tern ablehnen, da hierdurch der Wettbewerb

auf dem europ�ischen Kartenmarkt erheblich

eingeschr�nkt w�rde.

In technischer Hinsicht erarbeitet das euro-

p�ische Kreditgewerbe derzeit auf Basis mo-

derner Internettechnologie ein Datenformat

f�r den Transport von Zahlungsnachrichten.

Gegenw�rtig hat jedes Land eigene Daten-

formate; in Deutschland wird beispielsweise

seit 1976 der DTA (Datentr�geraustausch)-

Standard im Interbanken-Zahlungsverkehr

und im Kunde-Bank-Verh�ltnis verwendet.

Das neue SEPA-Datenformat soll – wie heute

der DTA in Deutschland – f�r alle Zahlungs-

instrumente und auch f�r Zahlungsr�ckga-

ben genutzt werden k�nnen. Einheitliche

technische Standards bilden die Grundlage

f�r eine Interoperabilit�t der Zahlungsver-

kehrsinfrastrukturen in den einzelnen EU-

L�ndern. W�hrend nationale Zahlungen

heute ausschließlich �ber nationale Clearing-

verfahren abgewickelt werden, kann f�r

grenz�berschreitende EU-�berweisungen

seit 2003 das STEP2-System der EBA genutzt

werden. Bei immer noch stark steigenden

Wachstumsraten wickelt es arbeitst�glich

circa 200 000 Zahlungen ab. Damit d�rfte

STEP2 einen Anteil im grenz�berschreitenden

EU-Zahlungsverkehr von etwa 20% errei-

chen. Das �brige Volumen wird weiterhin

konzernintern (bei multinationalen Banken)

oder �ber internationale Gironetze (z. B. im

europ�ischen Genossenschaftsbereich �ber

TIPANet bzw. im ehemaligen Postsektor �ber

Eurogiro) und �ber bilaterale Korrespondenz-

verbindungen abgewickelt.

Rolle des Eurosystems

Die Aktivit�ten des ESZB im Zahlungsverkehr

sind auf die Ziele Effizienz und Sicherheit aus-

gerichtet. Deshalb ist das SEPA-Projekt vor al-

lem f�r die Zentralbanken des Euro-Raums

(Eurosystem) von essentieller Bedeutung. Be-

reits im September 1999 hatte das Eurosys-

tem darauf hingewiesen, dass die Vorteile der

W�hrungsunion nur dann ausgesch�pft wer-

den k�nnen, wenn es m�glich ist, Zahlungen

zwischen EU-Staaten genauso schnell, ver-

l�sslich und kosteng�nstig auszuf�hren wie

innerhalb der einzelnen L�nder. Seitdem be-

gleitet das Eurosystem die Arbeiten des euro-

p�ischen Kreditgewerbes aktiv als so genann-

ter „Katalysator“. So werden die Fortschritte

auf dem Weg zum SEPA fortlaufend durch

publizierte SEPA-Berichte bewertet; der nun-

mehr vierte SEPA-Fortschrittsbericht wird vo-

raussichtlich im ersten Quartal 2006 ver�f-

fentlicht. Die Europ�ische Zentralbank (EZB)

ist zudem unmittelbar im EPC und in den

EPC-Arbeitsgruppen als Beobachterin vertre-

ten; daneben pflegen die nationalen Zentral-

banken entsprechende Kontakte mit Repr�-

sentanten des Kreditgewerbes. Zur F�rderung

des Dialogs mit den Endnutzern hat das Euro-

system �berdies auf europ�ischer und natio-

Technische
Standards und
Infrastrukturen

Sicherheit und
Effizienz als
Zielgr�ßen f�r
die Aktivit�ten
des ESZB
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naler Ebene Gespr�che mit Wirtschafts- und

Verbraucherverb�nden aufgenommen.

Die Bundesbank fungiert vor allem als Binde-

glied zwischen dem deutschen Kreditgewer-

be und der politischen Willensbildung im

Eurosystem. Durch die vielf�ltigen Aktivit�ten

der Bundesbank – so arbeitet sie in den auf

nationaler Ebene eingerichteten EPC-Spiegel-

arbeitsgruppen mit – wird zudem die langj�h-

rige Kooperation mit dem deutschen Kredit-

gewerbe im ZKA fortgesetzt. Diese Koopera-

tion hat schon bisher f�r eine kontinuierliche

Weiterentwicklung des deutschen Zahlungs-

verkehrs gesorgt und damit maßgeblich zu

seiner hohen Effizienz beigetragen. K�nftig

wird die Herausforderung vor allem in der Er-

arbeitung einer nationalen SEPA-Migrations-

strategie liegen, die f�r alle Beteiligten – Ban-

ken, Wirtschaftsunternehmen und Verbrau-

cher – Transparenz �ber den vorgesehenen

Entwicklungspfad schafft und der deutschen

Kreditwirtschaft auch weiterhin eine g�nstige

Wettbewerbsposition im europ�ischen Zah-

lungsverkehr sichert.

Dar�ber hinaus ist die Bundesbank aktiv an

der Abwicklung des Massenzahlungsverkehrs

beteiligt. Mit ihrem EMZ betreibt sie ein Inter-

banken-Clearingsystem, das sie seit 2003 f�r

die Abwicklung grenz�berschreitender EU-

Zahlungen in Euro an das STEP2-System an-

gebunden hat. Mit ihrer operativen Rolle ver-

folgt die Bundesbank ausschließlich ein ord-

nungspolitisches Ziel. Sie bietet dem traditio-

nell stark dezentral gepr�gten deutschen Kre-

ditgewerbe einen wettbewerbsneutralen Zu-

gang zum Euro-Clearing an. Vorteilhaft ist

dabei, dass alle deutschen Kreditinstitute we-

gen der bestehenden Kontoverbindungen

mit der Bundesbank unmittelbar �ber den

EMZ erreicht werden k�nnen. Die Bundes-

bank betrachtet ihre Funktion als Erg�nzung

zur privaten Aktivit�t des Kreditgewerbes,

was der bei insgesamt stabiler St�ckzahlent-

wicklung vergleichsweise niedrige Marktan-

teil im Interbankenclearing von unter 15%

im Inland sowie von unter 5% bei den

STEP2-Zahlungen best�tigt. Wenngleich die

SEPA-Aktivit�ten l�ngerfristig durch Konsoli-

dierung auch die Rolle der Zentralbanken im

Zahlungsverkehr beeinflussen d�rften, er-

scheint aus heutiger Sicht eine Aufrechterhal-

tung des Bundesbank-Leistungsangebots zur

Gew�hrleistung eines komplement�ren und

offenen Zugangs zum europ�ischen Massen-

zahlungsverkehr, insbesondere f�r kleinere

und mittlere Kreditinstitute, weiterhin not-

wendig. Etwaige Weiterentwicklungen sind

dabei ausschließlich Ausfluss der Anpassun-

gen an die neuen SEPA-Verfahren und SEPA-

Standards und stellen keine �nderung der

auf strikte Subsidiarit�t ausgerichteten Ge-

sch�ftspolitik der Bundesbank dar.

Problemfelder der weiteren

SEPA-Entwicklung

Auf Grund der großen Zahl der Beteiligten,

der unterschiedlichen Strukturen in den ein-

zelnen EU-L�ndern und des latenten Span-

nungsverh�ltnisses von Kooperation und

Wettbewerb ist der hohe Zeitbedarf f�r die

komplexen Diskussionsprozesse auf europ�i-

scher Ebene durchaus verst�ndlich. Dabei

wird aber zugleich deutlich, dass f�r den Er-

folg des SEPA eine konsequente Projektab-
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wicklung mit festen Zeitpl�nen und Meilen-

steinen unerl�sslich ist. So bedingt die f�r

2008 beabsichtigte Markteinf�hrung der

neuen SEPA-Verfahren, dass die entsprechen-

den Rahmenwerke – insbesondere zum SEPA-

Lastschriftverfahren – in den n�chsten Mona-

ten abgeschlossen werden. Auch muss der

neue Rechtsrahmen der EU-Kommission

schnellstm�glich Klarheit �ber die rechtlichen

Verankerungsm�glichkeiten f�r die ange-

dachten SEPA-Verfahren bieten.

Das SEPA-Projekt wird sich im vorgesehenen

Zeitrahmen nur verwirklichen lassen, wenn

sich alle Beteiligten auf die laufenden Arbei-

ten konzentrieren und eine weitere Erh�hung

der Komplexit�t vermeiden. Weitere Anforde-

rungen, wie die verschiedentlich geforderte

elektronische Rechnungsabwicklung im Be-

reich der Kunde-Bank-Schnittstelle, sollten

eher f�r eine SEPA-Ausbaustufe und damit

f�r die Zeit nach 2010 ber�cksichtigt werden.

Auch wird mitunter kritisch angemerkt, dass

die Umstellung auf IBAN und BIC eine

wesentliche Verschlechterung f�r die Privat-

kunden bedeute, da diese heute nur die

wesentlich k�rzeren Kontonummern und

Bankleitzahlen anzugeben h�tten. Er�rtert

werden daher M�glichkeiten, die nur die An-

gabe der IBAN durch den Kunden erfordern.

Eine solche Verbesserung erscheint zwar

grunds�tzlich erstrebenswert, die hierf�r not-

wendigen konzeptionellen und technischen

Anpassungen k�nnten die SEPA-Arbeiten

aber weiter verz�gern. Im �brigen ist zu be-

r�cksichtigen, dass bereits heute beide Anga-

ben im grenz�berschreitenden Zahlungsver-

kehr verlangt werden.

Von einigen L�ndern wird beklagt, dass die

Leistungsqualit�t der SEPA-Instrumente hinter

dem heutigen, auf nationaler Ebene erreich-

ten Niveau zur�ckbleibe. Dies k�nnte bei-

spielsweise in kleineren L�ndern der Fall sein,

die auf Grund ihrer Anbieterstrukturen und

eines im europ�ischen Vergleich geringen Vo-

lumens zentrale Verarbeitungsmechanismen

aufgebaut haben. Zentrale L�sungen d�rften

auf absehbare Zeit allerdings kein Modell f�r

die europ�ische Integration darstellen, da sie

eine strukturelle Revolution im europ�ischen

Zahlungsverkehr erfordern und keine evolu-

tion�re Entwicklung der heute bestehenden

effizienten Verfahren erm�glichen w�rden.

Zudem zeigt sich am Beispiel des deutschen

Lastschriftverfahrens, dass gerade einfache

Verfahren eine hohe Akzeptanz aufweisen.

Deshalb ist es sinnvoll, sich zun�chst auf die

Standardisierung von Basisleistungen zu kon-

zentrieren, die unter Komfort-, Kosten- und

Sicherheitsaspekten eine breite Durchsetzbar-

keit versprechen. Dabei sollte es jedem Kre-

ditinstitut – gegebenenfalls auch den Kredit-

instituten eines ganzen Landes – freigestellt

sein, zus�tzliche Leistungen anzubieten, die

den Kunden einen Zusatznutzen verschaffen.

Diese Zusatzleistungen d�rfen jedoch nicht

zu einer erneuten Abschottung nationaler

M�rkte f�hren. Sollten sich im Zeitablauf sol-

che Zusatzleistungen zu einem europ�ischen

Standard entwickeln, da sie aus Kundensicht

ein �berzeugendes Kosten-Nutzen-Verh�ltnis

beinhalten, k�nnten sie in den Katalog der

SEPA-Standardleistungen aufgenommen wer-

den.

Diese Betrachtungen gelten unter anderem

auch f�r die Gestaltung der Verwendungs-
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zweckangaben, die eine automatisierte und

damit kosteng�nstige Zuordnung der Zah-

lung bei allen Unternehmen als Bankkunden

erm�glichen sollen. Dies ist bereits heute in

vielen L�ndern der Fall. Ob allerdings die Mit-

gabe umfangreicher Verwendungszweck-

angaben – �ber reine Referenznummern

hinaus – wegen der damit verbundenen

Mehrkosten sinnvoll ist, kann nur von den

Nutzern beurteilt werden, die letztlich die da-

raus resultierenden Kosten zu tragen haben.

Auch f�r eine etwaige Vorstrukturierung der

Verwendungszweckangaben ist eine europa-

weite Abstimmung unter den Unternehmen

als Nutzern notwendig.

Alle Beteiligten m�ssen sich �ber die endg�l-

tigen SEPA-Zielsetzungen im Klaren sein. Da-

bei ist wesentlich, dass SEPA-Verfahren nicht

prim�r auf grenz�berschreitende Zahlungen

abzielen, sondern die Basis f�r einen einheitli-

chen europ�ischen Zahlungsverkehrs-Binnen-

markt bilden sollen. Da zudem die Parallel-

existenz von nationalen und SEPA-Verfahren

langfristig recht kostenintensiv und vermut-

lich mit Kompatibilit�tsproblemen behaftet

sein wird, d�rfte auf Dauer eine Abl�sung der

national gepr�gten Instrumente und Stan-

dards unumg�nglich sein. Die politische Ak-

zeptanz der SEPA-Aktivit�ten des Kredit-

gewerbes w�re jedenfalls ernsthaft gef�hr-

det, wenn diese nur zu einer Standardisierung

des grenz�berschreitenden Zahlungsverkehrs

– bei allerdings dann immer noch deutlich

h�heren Kosten als im nationalen Bereich –

f�hren w�rden.

Die nationalen Verfahren k�nnen freilich

nicht bis 2010 abgel�st werden. Vielmehr

sind hier – abh�ngig von den Ausgangsver-

h�ltnissen in den jeweiligen L�ndern sowie

den verschiedenen Kundengruppen – flexible

Migrationszeitr�ume erforderlich. W�hrend

international ausgerichtete Kunden verh�lt-

nism�ßig schnell auf die neuen Standards

wechseln d�rften, werden sich Nutzer mit

�berwiegend nationaler Ausrichtung ihres

Zahlungsverkehrs wohl nur z�gerlicher zum

Umstieg bewegen lassen. F�r diese m�ssten

gegebenenfalls auch �ber einen l�ngeren

Zeitraum hinweg Konversionsleistungen vor-

gesehen werden. Entscheidend bleiben aber

klare, l�ngerfristige Zielvorgaben; nur so kann

den Nutzern die notwendige Planungs- und

Investitionssicherheit geboten werden. Die

Kreditwirtschaft bef�rwortet einen marktge-

triebenen Migrationsprozess, nach dem es

den Kunden �berlassen bleiben soll, ob sie

die neuen Verfahren nutzen oder die bisheri-

gen beibehalten wollen. Vor dem Hinter-

grund des bereits erreichten Effizienzniveaus

in Deutschland wird es aber fortgesetzter An-

strengungen des Kreditgewerbes bed�rfen,

�ber eine ad�quate Produkt- und Preispolitik

Anreize zum Umstieg auf die neuen SEPA-

Verfahren zu setzen.

Die neuen SEPA-Verfahren erfordern eine ver-

bindliche Anwendung durch alle Kreditinsti-

tute in Europa zumindest auf der Empf�nger-

seite (Allgemeing�ltigkeit). W�hrend in

Deutschland diese Verbindlichkeit im unbaren

Zahlungsverkehr durch Interbankenabkom-

men erreicht wird, die von den im ZKA vertre-

tenen Spitzenverb�nden des Kreditgewerbes

f�r ihre Mitgliedsinstitute abgeschlossen wer-

den, ist f�r Europa lediglich eine vertragliche

Einbindung von Einzelinstituten vorgesehen.
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Das birgt die Gefahr, dass zun�chst nur we-

nige Institute im Rahmen der neuen SEPA-

Verfahren erreichbar sind und die Verfahren

deshalb nur geringe Akzeptanz finden.

Außerdem m�ssten umfangreiche Verzeich-

nisse vorgehalten werden, um die eingebun-

denen Kreditinstitute identifizieren zu k�n-

nen. Zwar ist eine marktgesteuerte SEPA-

Entwicklung grunds�tzlich vorzuziehen, da

Verfahren und Standards durch den Gesetz-

geber nicht flexibel genug gestaltet werden

k�nnen. Bei zu geringer Akzeptanz k�nnten

Verordnungen aber ein notwendiges Instru-

ment darstellen, um die Allgemeing�ltigkeit

von im EPC entwickelten Standards durchzu-

setzen.

M�gliche Auswirkungen der

SEPA-Entwicklung

Mit dem SEPA wird – nach der Beseitigung

der W�hrungsgrenzen – die Binnenmarktidee

im Zahlungsverkehr vollst�ndig umgesetzt.

Wegen der gewachsenen und effizienten na-

tionalen Strukturen kann es sich dabei wohl

nur um eine evolution�re Entwicklung han-

deln. Zudem ist zu ber�cksichtigen, dass we-

gen der kulturellen Unterschiede eine voll-

st�ndige Angleichung der Nutzungsgewohn-

heiten im unbaren Zahlungsverkehr nur sehr

langfristig zu erwarten ist.

Aus Nutzersicht werden sich deutliche Vor-

teile kurzfristig vor allem f�r multinational

agierende Unternehmen ergeben, da diese

ihre Zahlungsabwicklung k�nftig bei einer

Bank im Euro-Raum konzentrieren k�nnten.

Der SEPA f�hrt damit insbesondere f�r Bank-

kunden mit einem hohen Anteil grenz�ber-

schreitender Transaktionen zu deutlichen Ver-

besserungen. Mittelfristig sollten aber auf

Grund des zu erwartenden erh�hten Wettbe-

werbs alle Verbraucher vom SEPA profitieren.

Ausschlaggebend wird hier zum einen ein fle-

xibleres Leistungsangebot sein, das f�r die

Kunden zum Beispiel durch h�heren Komfort,

bessere Finanzkontrolle oder mehr Sicherheit

einen Zusatznutzen generieren kann; zum

anderen d�rften die gr�ßeren Wahlm�glich-

keiten in Bezug auf die Anbieterseite dazu

beitragen.

Spiegelbildlich werden sich diese Effekte auch

im Kreditgewerbe niederschlagen; derzeit

bieten in der EU etwa 8 800 Banken Leistun-

gen im Zahlungsverkehr an. Der SEPA erfor-

dert zun�chst hohe Investitionen, um die

Systeme auf die neuen SEPA-Verfahren und

-Standards umzur�sten; nur ein Teil d�rfte

durch den kontinuierlichen Modernisierungs-

bedarf im stark DV-gepr�gten Zahlungsver-

kehr kompensiert werden. Vor allem europ�-

isch ausgerichtete Institute d�rften �ber die

Konsolidierung interner Verarbeitungsplatt-

formen Kostenvorteile erzielen, das vorhan-

dene Marktpotenzial in den europ�ischen

L�ndern durch B�ndelungsstrategien besser

erschließen und f�r international t�tige Kun-

den eine zielgerichtete Produktpalette bereit-

stellen k�nnen. Unter Umst�nden werden

auch Anbieter aus dem Nichtbankenbereich

in den Wettbewerb eintreten. Der SEPA wird

deshalb vor allem f�r bisher rein national aus-

gerichtete Banken eine Herausforderung dar-

stellen. Unter Preisgesichtspunkten ist damit

zu rechnen, dass der sich versch�rfende

Wettbewerb sowie politischer Druck – in der
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Diskussion ist die Ausweitung der Preisverord-

nung auch auf Lastschriften – den Spielraum

f�r m�gliche Preiserh�hungen begrenzen

werden. Allerdings ist nicht auszuschließen,

dass Kostenaspekte bei der Preisgestaltung

im Zahlungsverkehr k�nftig noch st�rker an

Einfluss gewinnen und eine Quersubventio-

nierung durch andere Gesch�ftsbereiche in

den Banken abgebaut wird. Es w�re aller-

dings nicht w�nschenswert, wenn der SEPA

lediglich zu einer Vereinheitlichung auf euro-

p�ischem Durchschnittsniveau – und damit

zu Belastungen der Nutzer in den effizien-

testen L�ndern – f�hren w�rde. Vor diesem

Hintergrund muss die Kreditwirtschaft versu-

chen, �ber eine Optimierung von Prozessket-

ten, zus�tzliche Konsolidierungsbem�hungen

und eine �konomisch sinnvolle Gestaltung

des Migrationsprozesses sowie mittels attrak-

tiver Produktgestaltung ihre Wettbewerbs-

f�higkeit weiter zu sichern.

Im Bereich der Infrastrukturen ist es wichtig,

bis 2010 eine Interoperabilit�t der verschiede-

nen Clearingmechanismen herzustellen, da-

mit eine durchg�ngige Zahlungsverarbeitung

in Europa gew�hrleistet werden kann. Die

weitere Entwicklung sollte dabei dem Markt

�berlassen bleiben. Auch in Deutschland exis-

tieren mit dem bilateralen Austausch zwi-

schen den großen Kopfstellen des Kreditge-

werbes, dem Austausch von Zahlungen in

den Gironetzen sowie der Nutzung des EMZ

der Bundesbank heute schon verschiedene

Clearingverfahren nebeneinander. Sofern

sichergestellt ist, dass – wie in Deutschland –

auch die Clearingverfahren in Europa inter-

operabel sind, also vor allem die neuen SEPA-

Standards verarbeiten k�nnen, besteht keine

Notwendigkeit f�r eine weiter gehende Regu-

lierung der Infrastrukturen. Vielmehr gew�hr-

leistet die Vielfalt des Angebots ein m�glichst

hohes Maß an Wettbewerb. Letztlich m�ssen

die Marktteilnehmer – im Einklang mit den

wettbewerbspolitischen Rahmenbedingun-

gen – selbst �ber die optimale Anbieterstruk-

tur entscheiden.

Anhang

Abk�rzungsverzeichnis

ACH Automatisiertes Clearinghaus

BIC Internationale Bankleitzahl

(Bank Identifier Code)

EBA Euro Banking Association

EMZ Elektronischer Massenzahlungsverkehr

EPC Europ�ischer Zahlungsverkehrsrat

(European Payments Council)

ESZB Europ�isches System der Zentralbanken

EU Europ�ische Union

EZB Europ�ische Zentralbank

IBAN Internationale Kontonummer

(International Bank Account Number)

SDD SEPA-Lastschriftverfahren

(SEPA Direct Debit Scheme)

SEPA Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum

(Single Euro Payments Area)

ZKA Zentraler Kreditausschuss

Interoperabilit�t
von Infra-
strukturen
erforderlich




